Angabe der Rechtsgundlagen

Das Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. | S. 3634),
zuletzt geandert durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBI. | S. 4147);

die Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung - BauNVO) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S. 3786), geandert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. | S. 1802);

das Gesetz Uber Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG) vom 29. Juli
2009 (BGBI. | S. 2542), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. | S. 3908);

§ 89 der Bauordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung 2018 - BauO NRW 2018) vom 21.
Juli 2018 (GV. NRW. S. 421), zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. September 2021 (GV.

NRW. S. 1086);

die Gemeindeordnung fir das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom
14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 01. Dezember 2021 (GV.

NRW. S. 1353).

Anmerkung

Soweit bei den Festsetzungen von Baugebieten keine anderen Bestimmungen gemafl § 1 (4) - (10) BauNVO
getroffen sind, werden die §§ 2 - 14 BauNVO Bestandteil des Bebauungsplanes.

Zuwiderhandlungen gegen die gemall § 89 BauO NRW 2018 in den Bebauungsplan aufgenommenen
Festsetzungen (6rtliche Bauvorschriften) sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne des § 86 (1) Ziffer 22 BauO NRW
2018 und kénnen gemaf § 86 (3) BauO NRW 2018 als solche geahndet werden.

Textliche Festsetzungen, Zeichenerklarungen, Kennzeichnungen,

Hinweise

Festsetzungen gemal} § 9 BauGB, BauNVO und PlanZV 90

0.

Abgrenzungen

Grenze des raumlichen Geltungsbereichs der Bebauungsplanneuaufstellung
(§ 9 Abs. 7 des Baugesetzbuches - BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen zwischen oder innerhalb von Bau- und
sonstigen Gebieten
(§ 16 Abs. 5 der Baunutzungsverordnung - BauNVO)

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 2-11 BauNVO)

WA1

WA2

Allgemeine Wohngebiete
(§ 4 BauNVO i.V.m. § 1 Abs. 5 und Abs. 6 BauNVO)

Im WA1 sind zulssig:

1. Wohngebaude,

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften

sowie nicht stérenden Handwerksbetriebe,

3. Anlagen fir kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
Ausnahmsweise zuldssig sind:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

2. sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe,

3. Anlagen fir Verwaltungen.
Nicht zuldssig sind:

1. Gartenbaubetriebe,

2. Tankstellen.

Im WA2 sind zulassig:
1. Wohngebaude,

2. die der Versorgung des Gebietes dienenden Laden, Schank- und Speisewirtschaften
sowie nicht stérenden Handwerksbetriebe,

3. Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke.
Ausnahmsweise zulassig sind:

1. sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe.
Nicht zuldssig sind:

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

2. Anlagen fur Verwaltungen,

3. Gartenbaubetriebe,

4. Tankstellen.

MaRB der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 16 - 20 BauNVO)

z.B.0,4

z.B.

z.B. 1

GH 10,5m
TH 4,5m

FH 9,5m

Grundflachenzahl - GRZ, Geschossflachenzahl - GFZ
gem. §§ 16, 17, 19 und 20 BauNVO

zulassige Grundflachenzahl als Héchstmal} z.B. maximal 0,4
zulassige Geschossflachenzahl als Hochstmal, z.B. maximal 0,8

Zahl der Vollgeschosse im Sinne des § 2 (6) BauO NRW 2018
gem. §§ 16 und 20 (1) BauNVO

Zahl der Vollgeschosse als Hochstmal3, z.B. Il Vollgeschosse

Neben der Anzahl der zuldssigen Vollgeschosse ist ein weiteres Geschoss nur zulassig,
wenn es sich Uberwiegend um ein Keller- und / oder Tiefgaragengeschoss handelt, das lber
keine eigenstéandige Nutzungseinheit verfugt.

Hinweis: Zur Gestaltung des obersten Geschosses siehe Ziffer 3 und 13.

Ausnahmsweise kann ein zusatzliches Vollgeschoss zugelassen werden, wenn es sich uber-
wiegend um ein Keller- und / oder Tiefgaragengeschoss handelt, das Uber keine
eigenstdndige Nutzungseinheit verfugt. Diese Ausnahme ist durch ein detailliertes
Gelandeprofil nachzuweisen.

Hohe baulicher Anlagen
gem. §§ 16 (3) und 18 BauNVO

maximal zulassige Gebaudehohe (GH), z.B. 10,5m
maximal zulassige Traufhdhe (TH), z. B. 4,5 m
maximal zulassige Firsthdhe (FH), z. B. 9,5 m

Bei baulichen Anlagen, die bezogen auf die Stra3en, bergseitig errichtet werden, diirfen die
festgesetzten Gebaude-, Trauf- und Firsthéhen um bis zu 1,5 m Uberschritten werden.
Ausnahmsweise kann im Einzelfall eine weitere Uberschreitung der maximal zulassigen Ge-
baude-, Trauf- und Firsthéhen um bis zu 1,50 m zugelassen werden, wenn der Héhenunter-
schied zwischen Verkehrsflache und dem vorhandenen Gelande im Bereich der
straldenseitigen Baugrenze mehr als 1,5 m betragt und nachbarliche Belange gewahrt sind.
Diese Ausnahme ist durch ein detailliertes Gelandeprofil nachzuweisen.

Durch technische Aufbauten, Fahrstuhliberfahrten oder Schornsteine ist ausnahmsweise
eine Uberschreitung der maximal zuldssigen Gebdudehdhe um maximal 1,25 m zulassig.
Bei Flachdachern darf die Oberkante der vorgenannten Anlagen sowie von
Photovoltaikanlagen und Sonnenkollektoren die Attika um maximal 1,25 m tberschreiten.

Obere H6hen-Bezugspunkte
Bei der Berechnung der Hohe baulicher Anlagen sind folgende Bezugspunkte maf3gebend:
- Gebaudehohe (GH) bei baulichen Anlagen mit Flachdachern = Oberer Dachabschluss
/ Attika
- Traufhdhe (TH) bei baulichen Anlagen mit geneigten Dachern = Schnittkante der
AuRenflache der AulRenwand mit der Oberkante der Dachhaut.
- Firsthéhe (FH) bei baulichen Anlagen mit geneigten Dachern = Oberkante First

Unterer H6hen-Bezugspunkt

Die Bezugshoéhe fur den unteren Bezugspunkt je Baugrundstiick wird wie folgt definiert: Ober-
kante der zur ErschlieBung erforderlichen nachstgelegenen Verkehrsflache (in der Stral3en-
mitte), gemessen mittig zu der stral’enseitigen Grundstlicksgrenze, zu der der Haupteingang
der baulichen Hauptanlage bei Eckgrundstiicken orientiert ist.

Bei geneigter Verkehrsflache ist die im Mittel gemessene Héhe bezogen auf die jeweilige
straBenseitige AuRenwandlange der einzelnen baulichen Hauptanlage mafl3gebend.

Bei Doppel- und Reihenhdusern wird die Hohe gemessen in Hohe der gemeinsamen Trenn-
wand bzw. Grundstticksgrenze.

Bei Eckgrundstiicken ist die Hohenlage dieses Punktes durch lineare Interpolation als Mittel
aus den beiden benachbarten in der Planzeichnung dargestellten StraRenhéhen zu ermitteln.

Bauweise, Uuberbaubare und nicht uberbaubare Grundstiicksflachen

sowie Stellung der baulichen Anlagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVO)

o/fd,

Bauweise
§ 22 (1), (2) und (4) BauNVO

offene Bauweise: nur Einzel- und Doppelhauser zulassig

Hinweis: Zur Beschrdnkung der Anzahl der zuldssigen Wohneinheiten siehe Ziffer 5.

abweichende Bauweise

Auf Grundlage der offenen Bauweise wird die abweichende Bauweise wie folgt festgesetzt:
aq Die maximal zulassige Gebaudelange betragt 30,0 m.
a,: Die maximal zulassige Gebaudelange betragt 22,0 m.

Hinweis: Zur Beschrdnkung der Anzahl der zuldssigen Wohneinheiten siehe Ziffer 5.

Uberbaubare Grundstiicksfliche
§ 23 BauNVO

Baulinie

Von der festgesetzten Baulinie ist im dritten Vollgeschoss ein Riicksprung von mindestens
1,0 m und maximal 2,5 m einzuhalten.

Baugrenze
Hinweis: Zur Einhaltung eines Riicksprungs im obersten zuldssigen Geschoss siehe Ziffer 13.

Die festgesetzte Baugrenzen und Baulinien kdnnen durch untergeordnete Bauteile, wie z. B.
Balkone, Erker, Uberdachte Eingangsbereiche sowie Terrassen, um maximal 2,0 m auf insge-
samt maximal 50 % der Fassadenlange Uberschritten werden. Zu Stralenverkehrsflachen
und Verkehrsflachen besonderer Zweckbestimmung ist jedoch ein Mindestabstand von 3,0 m
einzuhalten.

Stellung baulicher Anlagen

Hauptfirstrichtung / Hauptausrichtung der baulichen Hauptanlage und Abgrenzung von Berei-
chen mit unterschiedlicher Stellung der baulichen Anlagen

Die eingetragene Hauptffirstrichtung / Hauptausrichtung ist fir die baulichen Hauptanlagen
verbindlich. Von der festgesetzten Richtung sind Abweichungen bis zu 10° zulassig.

4, Flachen fir Nebenanlagen, Stellplatze, Garagen und Gemeinschaftsan-
lagen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 22 BauGB)
r k
i i Umgrenzung  von Flachen  fir  Nebenanlagen, Stellplatze, = Garagen  und
! I Gemeinschaftsanlagen
Lmmmm e e J
Ga,St Garagen, Stellplatze
Fir Tiefgaragen ist eine Uberschreitung der Baugrenzen von bis zu 2,0 m zuldssig, wenn (iber
den Tiefgaragen Oberboden mit einer Schichtstérke von mindestens 40 cm aufgebracht wird.
Garagen, Tiefgaragen, Stellplatze und Carports sind nur zulassig
- innerhalb der Uberbaubaren Grundstiicksflachen,
- in den speziell festgesetzten Flachen,
- im Bereich zwischen der strallenseitigen Baugrenze / Baulinie und der Strallenbe-
grenzungslinie.
Vor Carports und Garagen ist zu den fir die ErschlieBung des Grundstiickes erforderlichen
offentlichen und privaten Verkehrsflachen ein Abstand von mind. 5,00 m einzuhalten.
Vor Quartiersgaragen ist ein Abstand von mind. 3,00 m zu offentlichen Verkehrsflachen
einzuhalten.
Hinweis: Zum Anteil der versiegelten Flachen im Vorgartenbereich sowie zur Begriinung von
Stellplatzanlagen siehe Ziffer 9.
Nebenanlagen
Nebenanlagen sind gem. § 14 (1) Satz 3 BauNVO innerhalb der Vorgartenflachen unzulassig.
Terrassen, Fahrradabstellflachen, Abfallbehalter sind in Vorgarten unter Beachtung der
Festsetzung zu Vorgartenflachen unter Ziffer 9 zulassig.
5. Hoéchstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden
(§ 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB)
In den Allgemeinen Wohngebieten, in denen nur Einzel- und Doppelhauser zulassig sind, und
in den Allgemeinen Wohngebieten mit der abweichenden Bauweise a, ist je Einzelhaus,
Doppelhaushélfte sowie je Reihenhausscheibe eine Wohneinheit zuldssig. Ausnahmsweise
kann in Einzelhdusern eine zweite, flachenmafig untergeordnete Wohneinheit zugelassen
werden.
6. Verkehrsflachen und Sichtfelder

(§ 9 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BauGB)

Quartiers-
treffpunkt

F+R

PW

StralRenverkehrsflachen (6ffentlich)

StraRenbegrenzungslinie auch gegenilber Verkehrsflachen mit besonderer Zweckbestimmung

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung (6ffentlich)

Zweckbestimmung: Quartierstreffpunkt

Zweckbestimmung: Ful®- und Radweg
Im Bedarfsfall ist eine Offnung des FuR- und Radweges zwischen der Planstralle B und der
Strale Heidbrede flur die Nutzung durch den Kfz-Verkehr zuldssig.

Verkehrsflache besonderer Zweckbestimmung (privat)

Zweckbestimmung: Privatweg

Sichtdreiecke in Kreuzungs-/Einmindungsbereichen sind von Nebenanlagen und
sichtbehindernder Bepflanzung freizuhalten.

Sichtdreiecke in der Anfahrt von Uberquerungsstellen sind von Nebenanlagen und
sichtbehindernder Bepflanzung freizuhalten.

Flachen fiir Versorgungsanlagen, fiur die Abfallentsorgung und Abwas-
serbeseitigung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 14 BauGB)

— RRB —

Versorgungsanlage, Zweckbestimmung: Trafostation

Flachen fir die Abwasserbeseitigung, Zweckbestimmung: naturnah gestaltetes
Regenrickhaltebecken

Grunflachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

Grunflachen (6ffentlich)

Zweckbestimmung: Parkanlage

Zweckbestimmung: Spielplatz

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flachen fir MaRnah-
men zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft sowie Flachen oder MaBnahmen zum Ausgleich
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Nr. 25 Buchstaben aund b, § 1a Abs. 3, § 9 Abs. 1a BauGB)

Umgrenzung von Flachen fur Malnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von
Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und Abs. 6 BauGB)

MaRnahmenflache A: Erhaltung von Gehdlzbestanden
Die vorhandenen Baumgruppen sind dauerhaft zu erhalten.

MaRnahmenflache B: Entwicklung von Gehdlzstrukturen und -sdumen
MB,: Den vorhandenen Baumgruppen vorgelagert sind Gebiisch- und Strauchgruppen anzu-
pflanzen. Es sind Arten der folgenden Pflanzliste zu verwenden:
- Béaume 2. Ordnung:
Vogel-Kirsche (Prunus avium), Eberesche bzw. Vogelbeere (Sorbus aucuparia), Feld-
Ahorn (Acer campestre), Hainbuche (Carpinus betulus), Traubenkirsche (Prunus padus)
- Straucher:
Schlehe (Prunus spinosa), Hunds-Rose (Rosa canina), Schwarzer Holunder (Sambucus
nigra), Faulbaum (Rhamnus frangula), Blut-Hartriegel (Cornus sanguinea) Grauweide
(Salix cinera), Ohrweide (Salix aurita), Haselnuss (Corylus avellana), Winterschneeball
(Viburnum opulus), WeiRdorn (Cra-taegus monogyna/oxycantha), Salweide (Salix
caprea)

PflanzgréRe / Pflanzabstand:
- Béaume 2. Ordnung: Heister, 2-3 x verpflanzt, Stammumfang 10 bis 12 cm, Pflanzung un-
regelmafig in Trupps zu 3-4 Pflan-zen auf 50 % der Flache
- Straucher: 2 x verpflanzt, 60 bis 100 cm

MB,: Den vorhandenen Baumgruppen vorgelagert sind Gebusch- und Strauchgruppen anzu-
pflanzen. Es sind Arten der folgenden Pflanzliste zu verwenden:

- Béaume 1. Ordnung:
Stieleiche (Quercus robur), Schwarzerle (Alnus glutinosa), Bergahorn (Acer pseudopla-
tanus), Rotbuche (Fagus syl-vatica), Traubeneiche (Quercus robur), Spitzahorn (Acer
platanoides), Winterlinde (Tilia cordata)

PflanzgréRe / Pflanzabstand: Baume 1. Ordnung: Hei, 80-120cm, unregelmafig, 2,00 x 1,00 m.

MaRnahmenflache C: Entwicklung artenreicher Mahwiesen mit Einzelbdumen

MC: Es sind artenreiche Mahwiesen herzustellen. Alle zwei Jahre darf abschnittsweise eine

Mahd erfolgen.

Auf den Mahwiesen sind Einzelbdume anzupflanzen. Es sind Arten der folgenden Pflanzliste zu

verwenden:

- Baume 1. Ordnung:

Stieleiche (Quercus robur), Schwarzerle (Alnus glutinosa), Bergahorn (Acer pseudopla-
tanus), Rotbuche (Fagus sylvatica), Traubeneiche (Quercus robur), Spitzahorn (Acer pla-
tanoides), Winterlinde (Tilia cordata)

PflanzgréRRe / Pflanzabstand:
- Baume 1. Ordnung:
Hochstamm, 2 x verpflanzt, Stammumfang 10 bis 12 cm, Pflanzabstand: mind. 10 m

MaRnahmenflache D: Erhalt und Entwicklung von feuchten Hochstaudenfluren

MD,: Die vorhandenen Rohrichtbestéande sind dauerhaft zu erhalten.

MD,: Das Regenrickhaltebeckens ist naturnah zu gestalten und in seinem Randbereich sind
feuchte Hochstaudenfluren zu ent-wickeln.

Die Flache zwischen den Rohrichtbestanden ist ebenfalls als feuchte Hochstaudenflur (mit
Roéhrichtpflanzen) zu entwickeln.

Anpflanzung von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB)

Begriinung von Stellplatzanlagen
Oberirdische Stellplatzanlagen fir mehr als 4 Kraftfahrzeuge sind mit Baumen zu begriinen und
zu gliedern.

Je angefangene 4 ebenerdige Stellplatze ist ein standortgerechter Laubbaum in der Qualitat
Hochstamm, Stammumfang 16/18 cm, fachgerecht im regelmafigen Raster innerhalb der Stell-
platzanlage zu pflanzen sowie zu pflegen und dauerhaft zu erhalten. Abgangige Gehdlze sind
in der darauffolgenden Pflanzperiode gleichartig zu ersetzen.

Die Pflanzbeete der Baumstandorte zwischen den Stellplatzen sind in der Grof3e eines Stell-
platzes 2,5 m x 5,0 m (mindestens 12 m*® Pflanzgrube) anzulegen und als Vegetationsflache
herzustellen. Bei Stellplatzanlagen mit Mittelstreifen sind die Pflanzbeete durchgehend und in
einer Mindestbreite von 2,0 m (lichtes MaR) anzulegen.

Dachbegriinung
Flachdacher von baulichen Hauptanlagen sind mindestens extensiv zu begriinen. Die Mindest-

starke der Vegetationstragschicht betragt 10 cm. Die Begriinung ist dauerhaft zu erhalten. Von
der Begrunungspflicht ausgenommen sind Dachflachenbereiche flr erforderliche haustechni-
sche Einrichtungen und Lichtkuppeln.

Bepflanzung der Hausgarten

Auf den Grundstiicken ist pro angefangene 400 m? Grundstiicksflache mindestens ein stand-
ortgerechter Baum gemaf der Empfehlungsliste des Umweltamtes der Stadt Bielefeld (,Baume
und Grofstraucher mit sehr hoher bis hoher Widerstandsfahigkeit gegentiber Trockenheit") zu
pflanzen.

Alle Pflanzungen sind fachgerecht auszufiihren und zu pflegen sowie dauerhaft zu erhalten.

Vorgartenflachen

Im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans sind Vorgarten (Flachen zwischen Stralenbe-
grenzungslinie und Baugrenze) zu mindestens 50 %, bei Reihenmittelhausgrundstiicken zu
mindestens 25 %, als Vegetationsflachen (z. B. Rasen, Graser, Stauden, Kletterpflanzen, Ge-
hélze) anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Kombinationen mit natiirlich vorkommenden mine-
ralischen Feststoffen (z. B. Kies, Bruchsteine, Bruchsteinmauer) sind bis zu einem Drittel der
Vegetationsflachen zuldssig. In den Vegetationsflachen ist nur die Verwendung von offenpori-
gen, wasserdurchldssigen Materialien zuldssig. Dies gilt auch innerhalb des Bodenaufbaus.
Wasserundurchlassige Sperrschichten wie z. B. Abdichtbahnen sind unzulassig.

Zufahrten durfen eine Breite von insgesamt 6,0 m nicht Gberschreiten.

Innerhalb der Vorgartenflachen dirfen

- in den Allgemeinen Wohngebieten mit der abweichenden Bauweise a; maximal 33 % und

- in den anderen Allgemeinen Wohngebieten maximal 50 %
der Flache fir die Anlage von erforderlichen Zuwegungen, Zufahrten, Garagen, Carports, Stell-
platze fur Pkw und Fahrrader sowie Standplatze fir bewegliche Abfallbehalter genutzt werden.

Hinweis: Zur Eingriinung von Standpléatzen fiir bewegliche Abfallbehélter siehe Ziffer 13.

Flachen mit Bindungen fir Bepflanzungen und fiir die Erhaltung von B&umen,
Strauchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe b BauGB)

Zu erhaltende Bdume

Die Baume in der entsprechend gekennzeichneten Flache sind dauerhaft zu erhalten, zu pfle-
gen und bei Abgang in der darauffolgenden Vegetationsperiode durch einen gleichartigen
Baum =zu ersetzen. Jegliche die Vitalitat der zu erhaltenden B&ume nachhaltig
beeintrachtigenden MalRnahmen sind im Schutzbereich der Baume untersagt.

Artenschutzrechtliche Vermeidungsmalinahmen

Fledermause: Breitfligelfledermaus, GroRes Mausohr, Zwergfledermaus

Ein Rickbau von zum Abbruch vorgesehener Gebaude ist nur im Zeitraum November bis Mitte
Marz (Uberwinterungsphase der Fledermause) durchzufilhren. Abweichungen bediirfen der
Zustimmung der unteren Naturschutzbehdérde. AuRerhalb dieses Zeitraums sind die
(potenziellen) Quartiere vor dem Abbruch auf einen Besatz durch Flederm&use zu untersuchen.
Wird ein Besatz festgestellt, sind in Abstimmung mit der Unteren Naturschutzbehérde
Vermeidungsmaflnahmen zu ergreifen.

Vorgezogene AusgleichsmalRnahme (CEF-Malinahme):

Als vorgezogene Ausgleichsmalinahme sind 20 Ersatzquartiere (je 10 Ersatzquartiere fur die
Gebaudekomplexe Blackenfeld 26 und Blackenfeld 30), vorzugsweise an Gebduden in
ungestorter Lage aulerhalb des Plangebietes anzubringen. Werden bei der Kontrolle der noch
nicht untersuchten Gebaude im Zeitraum Mai bis Juli keine Fledermause oder deren Spuren
nachgewiesen, kann der Bedarf an Ersatzquartieren reduziert werden.

Gebaudebriter: Mehlschwalbe, Rauchschwalbe, Schleiereule, Star, Turmfalke

Ein Rickbau von zum Abbruch vorgesehener Gebaude ist nur au3erhalb der Brutzeit der ge-
nannten Gebaudebriiter (Anfang Marz bis Anfang September) durchzufiihren. AuBerhalb
dieses Zeitraums ist vor dem Abbruch durch einen Fachgutachter zu priifen, ob die Geb&ude
als Brut- standort genutzt werden. Werden keine britenden Végel nachgewiesen, kann der
Abbruch er- folgen.

Vorgezogene Ausgleichsmalinahmen (CEF-Malinahmen):

Als vorgezogene AusgleichsmalRnahme fir den Gebaudekomplex Blackenfeld 26 sind fur die
Mehlschwalbe drei Doppelkunstnester, fir die Rauchschwalbe 6 Kunstnester, fir die
Schleiereule ein Schleiereulenkasten, fir den Turmfalken drei Turmfalkennisthéhlen sowie fir
den Star sechs artspezifische Starennistkasten an Gebauden oder Baumen im Plangebiet oder
der ndheren Umgebung anzubringen.

Als vorgezogene Ausgleichsmalinahme fiir den Gebaudekomplex Blackenfeld 30 sind fur die
Mehlschwalbe zwei Doppelkunstnester und fur die Rauchschwalbe zwei Kunstnester an
Gebauden oder Baumen im Plangebiet oder der ndheren Umgebung anzubringen.

Potenzielle Montageorte sind von einem Fachgutachter auf deren Eignung zu Uberprtfen.
Werden bei einer Kontrolle der noch nicht untersuchten Gebaude im Zeitraum Mais bis Juli
keine Mehlschwalben, Rauchschwalben, Schleiereulen, Stare, Turmfalken oder deren Spuren
nachgewiesen, kann der Bedarf an Ersatzquartieren in Ricksprache mit der unteren
Naturschutzbehoérde reduziert werden.

Haufige und verbreitete Vogelarten

Raumungsmalnahmen von Vegetationsflachen sind nur in der Zeit vom 1. Oktober bis zum 28.
Februar durchzufihren.

AuBerhalb dieses Zeitraums ist bei nicht vermeidbaren Flachen-beanspruchungen durch eine
umweltfachliche Baubegleitung sicherzustellen, dass die Vegetationsbestande nur entfernt wer-
den, wenn die Flachen frei von einer Quartiernutzung durch Voégel sind. Falls die Vegetations-
flachen als Brutstandort genutzt werden, darf die Fldcheninanspruchnahme erst nach der Brut-
zeit erfolgen.

Aktivitdten der BaumalRnahme (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung etc.) sind
auf vorhandene befestigte Flachen oder zukiinftig Uberbaute Bereiche zu beschranken.

10.

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

GFL

o o I W o o

GFL1

GFL2

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht

Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten der Ver- und Entsorgungstrager sowie Geh- und
Fahrrecht zugunsten der Benutzer und Besucher der an den Privatweg angrenzenden Grund-
stlcke.

11.

Gebiete, in denen bei der Errichtung von Gebauden oder bestimmten son-
stigen baulichen Anlagen bestimmte bauliche oder sonstige technische
MaBnahmen fiur die Erzeugung, Nutzung und Speicherung von Strom,
Warme oder Kalte aus erneuerbaren Energien oder Kraft-Warme-Koppe-

lung getroffen werden mussen
(§ 9 (1) Ziffer 23 BauGB)

Verpflichtung zur Errichtung von Photovoltaikanlagen

Bei der Neuerrichtung von baulichen Hauptanlagen mit einer fiir eine Solarnutzung geeigneten
Dachflache mit einer GréRe von mehr als 50 m? sind auf mindestens 50 % der geeigneten
Dachflache (Solarmindestflache) Photovoltaikmodule zu installieren. Geeignete Dachflachen in
diesem Sinne sind u. a. bei geneigten Dachern die nach Suiden bis einschlieRlich Stid-Westen /
Siud-Osten ausgerichteten Dachflachen. Flachdacher sind grundséatzlich fur eine Solarnutzung
geeignet.

Von der fur eine Solarnutzung geeigneten Dachflache einer baulichen Hauptanlage nach Satz 1
und 2 sind die von Dachaufbauten (Kamine, Gauben etc.), von Dachflachenfenstern sowie von
Dachterrassen / Loggien etc. in Anspruch genommenen Teilflachen der geeigneten Dachflache
vor Berechnung der Solarmindestflache in Abzug zu bringen.

Von der Solarmindestflache einer baulichen Hauptanlage nach Satz 1 und 2 sind die durch In-
stallation einer solarthermischen Anlage zur Warmeerzeugung in Anspruch genommen Teilfla-
chen der geeigneten Dachflache in Abzug zu bringen. Auf die Solarmindestflache kdnnen Fas-
sadenflachen derselben baulichen Hauptanlage, auf denen Photovoltaikmodule installiert sind,
angerechnet werden.

12.

Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-
des-Immissionsschutzgesetzes oder zur Vermeidung oder Minderung sol-
cher Einwirkungen zu treffende bauliche und sonstige technische Vor-

kehrun gen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Innerhalb der Larmpegelbereiche II, 1l und IV sind bei Neubauten sowie wesentlichen
Umbauten und / oder Nutzungsanderungen schutzwirdige Wohn- und Schlafraume
larmabgewandt von der Stralle Blackenfeld sowie den Planstral’en A und B anzuordnen.

Sollte eine larmabgewandte Grundrissorientierung in Ganze nicht moéglich sein, sind die an der
larmzugewandten Seite gelegenen Wohn- und Schlafrdume durch bauliche Schallschutzmal3-
nahmen in Form verglaster Vorbauten bzw. besondere Fensterkonstruktionen und bauliche
MaBnahmen mit teiléffenbaren Elementen (z. B. Kastenfenster, Eilenburger Fenstersysteme,
verglaste Wintergarten, Loggien, Laubengang) derart zu schiitzen, dass im Inneren der
Wohngebdude eine zumutbare Wohn- und Schlafruhe gemall DIN 4109 ,Schallschutz im
Hochbau" (Teil 1: Mindestanforderungen, Ausgabe Januar 2018) gewahrleistet ist. Die
malRgeblichen Auflenldarmpegel zum Schutz gegen Auflenlarm fir den Tages- und Nacht-
zeitraum kénnen den Anlagen 1 und 2 dieser Festsetzung (vgl. S. B-23) entnommen werden.
Wenn im Baugenehmigungsverfahren der Nachweis erbracht wird, dass im Einzelfall geringere
Larmpegelbereiche an den Fassaden vorliegen, kénnen die Anforderungen an die Schall-
dadmmung entsprechend den Vorgaben der DIN 4109 reduziert werden.

Innerhalb der Larmpegelbereiche Il und IV sind Auflenwohnbereiche (Terrassen / Balkone)
larmabgewandt von der Stral’e Blackenfeld sowie den Planstrallen A und B anzuordnen. Sollte
eine larmabgewandte Ausrichtung nicht mdglich sein, sind die AufRenwohnbereiche durch
verglaste Wintergarten mit teiléffenbaren Elementen derart zu schitzen, dass in dem einer
Wohnung zugehdrigen Aulenwohnbereich ein Tagespegel von < 62 dB(A) tags sichergestellt
ist.

13.

Ortliche Bauvorschriften
(§ 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 89 BauO NRW 2018)

FD
GD 15°-35°
ZD 10°-15°
SD,WD 30°-45°

Uberschreitung der Gebiudelinge durch untergeordnete Bauteile
Durch untergeordnete Bauteile, wie z. B. Balkone, Erker, Uberdachte Eingangsbereiche, ist

eine Uberschreitung der gemaR Ziffer 3 maximal zulassige Gebaudelange um bis zu 2,0 m an
einer Fassadenseite zulassig.

Zulassige Dachform und Dachneigung

Flachdach mit einer Dachneigung von max. 6°

Geneigtes Dach mit einer Dachneigung von z. B. 15°-35°
Zeltdach mit einer Dachneigung von z. B. 10°-15°

Sattel- oder Walmdach mit einer Dachneigung von z. B. 35°-45°

Die Festsetzungen zur zulassigen Dachform und Dachneigung gelten nicht flir untergeordnete
Gebaudeteile z.B. Anbauten, Garagen, Uberdachte Pkw-Stellplatze und Nebenanlagen.

In den Wohngebieten mit maximal 11l Vollgeschossen ist das dritte Geschoss und in den Wohn-
gebieten mit maximal IV Vollgeschossen das vierte Geschoss allseitig um mindestens 1,00 m
von den Gebaudeaulenkanten des darunterliegenden Geschosses zuriickzusetzen. Dies gilt
nicht fur notwendige Treppenhauser und Aufzige.

Dachaufbauten

Dachaufbauten, Dacheinschnitte sowie Zwerchgiebel und Dachvorbauten bei Satteldachern
sind erst ab einer Dachneigung von 35° zuldssig. Sie sind aus der Fassadengliederung der da-
runter befindlichen Geschosse abzuleiten. Sie sind in einer Geschossebene zulassig, im Spitz-
bodenbereich (= 2. Ebene im Dachraum) sind Dachaufbauten und Dacheinschnitte unzulassig.
Dachaufbauten und -einschnitte dirfen in ihrer Gesamtlange 50% der Trauflange nicht ber-
schreiten.

Zwerchgiebel und Dachvorbauten, die die Trauflinie unterbrechen, durfen 1/3 der Trauflange
nicht Gberschreiten.

Vom Ortgang sowie zwischen Dachaufbauten, Dacheinschnitten, Zwerchgiebeln und Dachvor-
bauten ist ein Abstand von mindestens 1,50 m und zum First ein Abstand von mindestens 0,5
m einzuhalten.

Dacheindeckungsmaterialien

Dacheindeckungen von aneinander gebauten baulichen Hauptanlagen und Nebenanlagen sind
hinsichtlich ihres Materials und der Farbe einheitlich zu gestalten. Dacheindeckungen sind nur
in blendfreier / nicht glanzend glasierter Ausfiihrung zulassig.

AuBenwandflachen

Die Fassaden von baulichen Hauptanlagen - mit Ausnahme von Garagen als bauliche
Hauptan- lagen - sind allseitig mit einheitlichem Verblend- bzw. Sichtmauerwerk, Holz oder als
Putzbauten auszufihren. Es sind flachendeckend folgende satte Farbtdne nach der
RAL-Farbskala oder vergleichbares Verblend- bzw. Sichtmauerwerk einzusetzen: 1013
Perlwei®, 1015 Hellelfenbein, 7035 Lichtgrau, 7047 Telegrau 4, 9001 Cremeweil3, 9002
Grauweif}, 9003 Signalweil3, 9010 Reinweifd, 9016 Ver- kehrsweifd, 9018 Papyrusweilf3.

Fir maximal 25 % der jeweiligen Fassadenflachen (Fenster und Tiiren ausgenommen) sind an-
dere Materialien und Farben zuldssig, wenn dadurch eine harmonische Gliederung der
Fassade erhalten bleibt.

Die Fassaden aneinandergrenzender baulicher Hauptanlagen (z.B. Doppel- oder Reihen-
hauser) sind in gleichem Material und gleichen Farbténen zu gestalten.

Einfriedungen

Einfriedungen, die keine Stitzfunktion aufweisen, sind nur als lebende Hecken aus heimischen
Geholzen zulassig. Sie sind an der Grundstiicksgrenze zu errichten. Maschendraht- oder
Drahtgitterzdune sind nur in der Hecke integriert zuldssig. An der Grundsticksgrenze im
Bereich zwischen Uberbaubarer Grundsticksflache und offentlicher Verkehrsflache sind
Einfriedungen nur bis zu einer Héhe von 1,50 m zulassig. Stitzmauern und Winkelsteine sind
ab einer Hohe von mehr als 0,5 m auf die zulassige Hohe der Einfriedung anzurechnen.
Stltzmauern sind mit einer Heckenvorpflanzung zu versehen.

Eine geeignete Pflanzenauswahl heimischer Laubgehdlze ist der Ziffer 9 MB1 zu entnehmen.

Hinweis: Zur Freihaltung von Sichtdreiecken in Kreuzungs-/Einmiindungsbereichen sowie fiir
die Anfahrt von Uberquerungsstellen siehe Ziffer 6.

Standplatze fiir bewegliche Abfallbehalter
Standplatze fir bewegliche Abfallbehalter sind mit standortgerechten Laubgehdlzen
einzugrinen; eine Kombination mit Holz- oder sonstigen Rankgerusten ist dabei zulassig.

14.

Sonstige Hinweise

Externe Ausgleichsmalinahme

Der Ausgleich fur die durch die Wohnbebauung und die ErschlieBung zu erwartenden Eingriffe
in Natur und Landschaft erfolgt auf dem stadtischen Flache 047/006, Gemarkung Bielefeld, Flur
5, Flurstiick 148, in Form einer Ackerextensivierung auf einer Flache von 14.760,19 m?2.

Diese Flache wird zum Ausgleich fur Eingriffe auf Grund des Be-bauungsplanes Nr. 11/\V6 ,Woh-
nen zwischen den Stral3en Blackenfeld und Heidbrede" gem. § 9 Abs. 1a BauGB zugeordnet.

Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer Ver- und Entsorgungsanlagen
Bei der Anpflanzung von tiefwurzelnden Baumen oder Strauchern ist ein Abstand von 2,50 m
zu vorhandenen und geplanten unterirdischen Ver- und Entsorgungsanlagen einzuhalten.
Bei der Anpflanzung von nicht tiefwurzelnden Baumen oder Strauchern sind bei Abstanden
zwischen Baumstandort und AufRenhaut der Versorgungsanlage

- zwischen 1,00 m und 2,50 m SchutzmalRnahmen vorzusehen (z. B. Einbau einer Wur-

zelsperre),

- unter 1,0 m Anpflanzungen von Baumen nur in Ausnahmefallen moglich.
Beim Einbau der Wurzelsperre darf ein Abstand von 0,30 m zwischen Wurzelsperre und
Auenhaut der Versorgungsanlage nicht unterschritten werden (erforderlicher Arbeitsraum).

Uberflutungsvorsorge

Zum Schutz vor Uberflutung durch auRergewdhnliche Regener-eignisse oder unvorhersehbare
Betriebsstérungen sollten die neu zu bebauenden die Grundsticke im Plangebiet Uberflu-
tungssicher ausgestaltet werden. Vom Umweltbetrieb werden folgende konstruktive Maf3nah-
men empfohlen:

- Anordnung der ErdgeschossfulRbdden mindestens eine Stufenhéhe oberhalb der Be-
zugshoéhe, d. h. der StralRenoberflache,

- Herstellung ausreichend hoher Aufkantungen / Schwellen an Kellerfenstern, -schachten,
Zugangen, Zu- und Ausfahrten zum Schutz von Tiefgaragen, Kellern, Souterrainwohnun-
gen und sonstigen Radume unterhalb der Bezugshdhe gegen oberflachliches Eindringen
von Niederschlagswasser, unter Beachtung der tatsachlichen bzw. geplanten Gelande-
verhaltnisse,

- Berlcksichtigung einer schadlosen Ableitung des Oberflichenwassers bei der Planung
der StraRen, Zuwegungen, Grund-stiickszufahrten, Gebaude und Au3enanlagen,

- Einplanung entsprechender MalRnahmen zum Objektschutz vor allem fiir die geplanten
Tiefgaragen und die tiefer als Strallenniveau gelegenen Grundstticke.

Schutz gegen hoch anstehendes Grundwasser

Aufgrund des im Plangebiet zeitweise hoch anstehenden Grund-wassers wird empfohlen, auf
Keller zu verzichten. Werden dennoch Keller gebaut, sind diese wasserdicht auszubilden (z. B.
Weille Wanne).

Okologische Belange und Niederschlagswasser
Die Berucksichtigung 6kologischer Belange wird nachdriicklich empfohlen:
- Wasser- und Energieeinsparung, Nutzung umweltvertraglicher Baustoffe, naturnahe
Um- feldgestaltung mit standortheimischen oder kulturhistorisch bedeutsamen Gehdlzen.
- Zum Schutz vor extremen Niederschlagsereignissen ist das Baugeldnde so zu
profilieren, dass Oberflachenabflisse nicht in Erd- / Kellergeschosse eindringen kénnen.
- Zur Steigerung der Energieeffizienz sind solartechnische Anlagen im Planungsgebiet
er- winscht.
- Herstellung von privaten Stellplatzen in wasserdurchlassiger Oberflachenbefestigung
(Rasenfugenpflaster, Rasengitter-steine, Schotterrasen).
- Die Begriinung der Dachflachen von Garagen und Carports.

Leitungs- und Unterhaltungsrechte zugunsten der Stadt Bielefeld bzw. des Umweltbetriebs

Die Stadt Bielefeld - Umweltbetrieb - ist berechtigt, in den privaten Grundstuicks- / Verkehrsfla-
chen Entwasserungsleitungen zu verlegen, zu betreiben, zu unterhalten, zu erneuern und ggf.
zu vergroRern. Zu diesem Zweck sind Beauftragten der Stadt Bielefeld oder die sonst von ihr
beauftragten Personen berechtigt, die Grundstiicke zu betreten und zu befahren. Die Eigen-
timer der privaten Grundstlicks- / Verkehrsflachen und der angrenzenden Grundstiicksflachen
durfen in einem Abstand von 2,5 m beiderseits der Rohrachse keine MaRnhahmen durchfuhren,
die Bestand und Betrieb der Leitungen gefahrden. Insbesondere durfen diese Duldungsstreifen
weder Uberbaut noch mit Baumen oder Bischen gepflanzt oder Bodenaufschiittungen (z. B.
Larmschutzwall) vorgenommen werden. Die Anfahrbarkeit der Kanalschachte ist jederzeit zu
gewahrleisten. Zu diesem Zweck ist der StraRenaufbau nach der Richtlinie zur
Standardisierung des Oberbaus von Ver-kehrsflachen (RStO 12) auszufiihren, so dass
schwere Lkw (Spulfahr- zeuge etc.) den Privatweg schadlos befahren kénnen.

Kulturgeschichtliche Bodenfunde

Laut der LWL-Archaologie fir Westfalen sind im Plangebiet aufgrund der Topographie des Ge-
landes an ehemals flieRenden klei-nen Gewassern sowie bekannter archaologische
Fundstellen im Umfeld archaologische Bodendenkmaler im Plangebiet zu vermuten. Daher ist
im Vorfeld geplanter MalRinahmen eine archaologi-sche Prospektion mittels Suchschnitten im
Beisein einer vom Bauherrn / Veranlasser beauftragten archaologischen Fachfirma
durchzufihren.

Wenn bei Erdarbeiten kultur- oder erdgeschichtliche Bodenfunde oder Befunde (etwa Ton-
scherben, Metallfunde, dunkle Bodenverfarbungen, Knochen, Fossilien) entdeckt werden, ist
nach §§ 15 und 16 des Denkmalschutzgesetzes die Entdeckung unverzuglich der Stadt oder
der LWL-Archaologie flir Westfalen, Aulienstelle Bielefeld, Am Stadtholz 24a, 33609 Bielefeld,
Tel.: 0251/591-8961, anzuzeigen und die Entdeckungsstatte mindestens drei Werktage in un-
verandertem Zustand zu erhalten.

Bodenaushub / Kampfmittelgefahrdung

Von der Bezirksregierung Arnsberg wird im gesamten Stadtgebiet von Bielefeld eine Kampf-
mitteliberprifung (Untersuchung von Grundstiicken auf Kampfmittel aus dem Zweiten Welt-
krieg, insbesondere auf Bomben-Blindganger und Munitionsreste) vor der Tatigung von Boden-
eingriffen fachlich empfohlen.

Ist bei der Durchfuhrung der Bauvorhaben der Erdaushub au3ergewdhnlich verfarbt oder wer-
den verdachtige Gegenstande beobachtet, sind die Arbeiten sofort einzustellen und die Feuer-
wehrleitstelle - Tel. 0521/512301 - oder die Polizei - Tel. 0521/5450 - zu benachrichtigen.

Schutzgut Pflanzen

Die Aktivitadten der BaumalRnahmen (Baustelleneinrichtung, Erdarbeiten, Materiallagerung) soll-
ten auf das Plangebiet und die zukilinftig befestigten oder Uberbauten Flachen beschrankt blei-
ben.

Weiterhin ist, wo dies madglich ist, die DIN 18920 Vegetationstechnik im Landschaftsbau -
Schutz von Baumen, Pflanzenbestdnden und Vegetationsflichen bei BaumalRnahmen zu
beachten. Im Besonderen ist dafiir Sorge zu tragen, dass im Bereich von Kronentraufen zzgl.
1,50 m

- keine Baufahrzeuge oder -maschinen fahren oder geparkt werden

- nichts gelagert wird

- keine Abgrabungen oder Verdichtungen vorgenommen werden.

Schutzgut Boden

Eine Beeintrachtigung natirlicher Boden in den Randbereichen des Plangebietes wird zuver-
I&ssig verhindert, indem im Rahmen der Bautatigkeit die begleitenden MaRnahmen im Umfeld
(z. B. Baustelleneinrichtung, Materiallagerung, Materialtransport) auf das Plangebiet und die
zukunftig befestigten oder Uberbauten Flachen beschrankt werden. Es gelten grundséatzlich die
DIN 18300 (Erdarbeiten) sowie die DIN 18915 (Bodenarbeiten).

Schutzgut Wasser

Die folgenden MaRnahmen sind bei der Durchfiihrung der Bauar-beiten zu beachten:

- Vermeidung der Lagerung wassergefahrdender Stoffe (Schmier-, Treibstoffe, Reini-
gungsmittel, Farben, Ldsungsmittel, Dichtungsmaterialien etc.) aufRerhalb versiegelter
Flachen

- Gewahrleistung der Dichtheit aller Behalter und Leitungen mit wassergefahrdenden
Flis- sigkeiten bei Baumaschinen und Baufahrzeugen

- ggf. Versickerung von anfallendem Grundwasser aus Wasserhaltung

Normative Regelungen

Die in den textlichen Festsetzungen genannten DIN-Normen kénnen im Bauamt, Bauberatung,
Raum 041, August-Bebel-Str.92, eingesehen werden.

15.

Sonstige Darstellungen zum Planinhalt

P-MK

gepl. E-Stelle

geplanter Regenwasserkanal

vorhandener Schmutzwasserkanal

vorhandener privater Schmutzwasserkanal

geplanter Schmutzwasserkanal

vorhandener Mischwasserkanal

vorhandener privater Mischwasserkanal

geplante Einleitestelle

vorhandener Stauraumkanal

Wasserverlauf verrohrt
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Systemschnitte
Exemplarische Schemaschnitte der moéglichen Bebauung
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Anlage 1: MaBgeblicher AuBenlarm im Tageszeitraum
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Anlage 2: MaBgeblicher AuBenldarm im Nachtzeitraum
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Quelle Abbildungen Mal3geblicher AulBenldrm: Prognose von Schallimmissionen durchgefiihrt von der Messstelle nach

§ 29b BImSchG - Schalltechnische Untersuchung zum Bebauungsplan Nr. 1l/V6 der Stadt Bielefeld. DEKRA Automobil
GmbH. Bielefeld. 23.08.2021.
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VERFAHRENSVERMERKE

Stand der Kartengrundlage: April 2020

Die Kartengrundlage entspricht den Anforderungen des § 1 der Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 in
der z.Z. gultigen Fassung.

Die Festlegung der stadtebaulichen Planung ist geometrisch eindeutig.

Bielefeld,

Stadt Bielefeld

Der Oberblrgermeister
Amt fur Georinformation und Kataster

LA,

____Ausfertigung

Der Rat der Stadt Bielefeld hat am

Der Beschluss

diesen Bebauungsplan als Satzung beschlossen.

ist ordnungsgemal} zustande gekommen.

Es ist nach § 2 Abs. 1 und 2 Bekanntmachungsverordnung verfahren worden.

Bielefeld,

Oberblrgermeister

10,5

°110.64

12.03.01

IRK

| P-RK

Bemalung mir Angabe in Metern, z. B. 10,5m
geplanter Héhenbezugspunkt in Metern Gber Normalhdhennull (NHN), z. B. 110.64
Gewasser mit Gewasserbezeichnung

vorhandener Regenwasserkanal

vorhandener privater Regenwasserkanal

Dieser Bebauungsplan wird gemall § 10 Abs. 3 BauGB mit der Begrindung ab Zu
jedermanns Einsicht bereitgehalten.

Der Beschluss des Bebauungsplanes und der Ort der Bereithaltung sind am

offentlich

bekannt gemacht worden.

Bielefeld,

Stadt Bielefeld
i.A

- Der Oberburgermeister - Bauamt

Stadt Bielefeld
Bauamt

STADTBEZIRK JOLLENBECK

BEBAUUNGSPLAN NR. 1I/V6

"WOHNEN ZWISCHEN DEN STRASSEN BLACKEN-
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SATZUNG

UBERSICHTSPLAN

M. 1:5.000

111111

S 1355 49 ¢ ‘, r
2l 714 ¢
> 1306 P Ay A 182051294 d =
<> ) X w s 501 1200 115 s | 1543 54
1663 iz K 3234
o I o s g
a1 28D [
%65 - 4
1086 / o037 ’ 663 » & 7 L 1420
* i " b ™ 1092 o
N~ < <> oools) 262 oo
111 < %""v‘ g
574 85 [} 1292
e 4 s69 \ T 55 - 1054
7\ 5o Uy, E
573 @ 75t - g
e A\ 1227
|
o S | : }
2 @@ w Mmoo
2 \O 1] 4 g
a2
{2 i\ 05 s ) o
itz )
o
52\ 5 Y= L |
%\ 693, a
708
(704 701
% t
- ) 698
707 1696, 'h
v 7

TEXTBLATT

STAND: 11.04.2022_ Hempel + Tacke GmbH

Bebauungsplan Nr. 11/V6




	Pläne und Ansichten
	Textblatt_CO


